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EINSTELLUNG DES STRAFVERFAHRENS WEGEN EINER STRAFTAT, 

WENN DER BESCHULDIGTE AUFLAGEN ODER WEISUNGEN GEMÄß 

DER STRAFPROZESSORDNUNG DER BUNDESREPUBLIK 

DEUTSCHLAND ERFÜLLT 

Der Artikel untersucht den Mechanismus der Einstellung von Strafverfahren in 

der Bundesrepublik Deutschland gemäß § 153a der deutschen Strafprozessordnung 

(StPO), der es der Staatsanwaltschaft ermöglicht, ein Strafverfahren wegen Vergehens 

einzustellen, sofern die beschuldigte Person bestimmte Auflagen oder Weisungen 

akzeptiert und erfüllt. Die im Jahr 1974 eingeführte Vorschrift verwirklicht das Prinzip 

der «ultima ratio», indem sie die strafrechtliche Sanktion als letztes Mittel behandelt und 

eine pragmatische und flexible Reaktion auf Kleinkriminalität ermöglicht. Der Autor 

zeichnet die historische Entwicklung des § 153a nach und betont seine weitverbreitete 

Anwendung im Vorverfahren sowie seine doppelte Funktion: die Entlastung der Justiz 

und die Förderung von Wiedergutmachung sowie opferorientierten Lösungen. Der Autor 

kommt zu dem Schluss, dass § 153a StPO trotz normativer Unklarheiten und eines 

potenziellen Missbrauchsrisikos weiterhin ein wirksames kriminalpolitisches 

Instrument zur Entkriminalisierung geringfügigen Unrechts und zur Steigerung der 

Effizienz staatsanwaltlicher Verfahren bleibt. 

Schlüsselwörter: Einstellung des Strafverfahrens, Unschuldsvermutung, tätige 

Reue, Opfer, Vorermittlungsverfahren, Strafverfahren, Rechtspflege. 
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DISCONTINUATION OF CRIMINAL PROCEEDINGS FOR A CRIMINAL 

OFFENSE, IF THE ACCUSED COMPLIES WITH CONDITIONS OR 

INSTRUCTIONS PURSUANT TO THE CODE OF CRIMINAL PROCEDURE 

OF THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 

The article examines the mechanism for terminating criminal proceedings in the 

Federal Republic of Germany under § 153a of the German Code of Criminal Procedure 

(StPO), which allows prosecutors to discontinue a misdemeanour case if the accused 

accepts and fulfils specific obligations or directives. The provision, introduced in 1974, 

operationalises the «ultima ratio» principle by treating criminal punishment as a last 

resort and offering a pragmatic, flexible response to petty crime. The author traces the 
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historical development of § 153a, emphasising its widespread use at the pre-trial stage 

and its dual function of relieving judicial caseloads while promoting restitution and 

victim-oriented solutions. The author concludes that, despite normative ambiguities and 

the risk of abuse, § 153a StPO remains an effective criminal-policy tool for 

decriminalising minor wrongdoing and enhancing prosecutorial efficiency.  

Key words: closure of criminal proceedings, presumption of innocence, active 

repentance, victim, pre-trial investigation, criminal proceedings, justice. 

 

Die Strafprozessordnung der Bundesrepublik Deutschland (im Folgenden – StPO) 

sieht in § 153a die Möglichkeit vor, ein Strafverfahren wegen Opportunität bei Erteilung 

bestimmter Auflagen oder Weisungen gegenüber dem Beschuldigten einzustellen. 

Es ist anzumerken, dass sowohl Art. 12 des Strafgesetzbuches der Ukraine als 

auch § 12 des Strafgesetzbuches der Bundesrepublik Deutschland die Klassifizierung 

strafbarer Handlungen regeln. Nach Art. 12 StGB der Ukraine werden alle Straftaten in 

kriminelle Vergehen, weniger schwere, schwere und besonders schwere Straftaten 

eingeteilt.[1] Gemäß § 12 StGB der Bundesrepublik Deutschland werden Straftaten in 

Verbrechen und Vergehen unterteilt. Im Gegensatz zur ukrainischen Gesetzgebung 

erfolgt im deutschen Recht keine Einteilung der Straftaten nach Art und Grad der 

gesellschaftlichen Gefährlichkeit; vielmehr beruht die Unterscheidung zwischen 

Straftaten auf Art und Höhe der angedrohten Strafe. Demnach sind Verbrechen 

rechtswidrige Taten, für die das Gesetz eine Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr 

vorsieht. Vergehen sind rechtswidrige Taten, die mit einer Freiheitsstrafe von bis zu 

einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht sind [2, 337]. 

In der Praxis zeigt sich, dass Strafverfahren in Deutschland zunehmend aus 

Opportunitätsgründen gemäß § 153a StPO unter Auferlegung von Auflagen und 

Weisungen gegenüber dem Beschuldigten eingestellt werden [3, 918]. 

Mit Zustimmung des für die Hauptverhandlung zuständigen Gerichts sowie des 

Beschuldigten kann die Staatsanwaltschaft – sofern es sich um ein Vergehen handelt – 

von der Erhebung der öffentlichen Klage vorläufig absehen und dem Beschuldigten 

Auflagen oder Weisungen erteilen, wenn diese geeignet erscheinen, das öffentliche 

Interesse an der Strafverfolgung auszuräumen, und die Schuld nicht entgegensteht. 

Dabei entscheidet die Staatsanwaltschaft nach eigenem Ermessen unter 

Berücksichtigung der konkreten Umstände des Falles sowie der Persönlichkeit des 

Beschuldigten darüber, welche Auflagen erteilt werden (z. B. die Verpflichtung zur 

Erbringung gemeinnütziger Leistungen zum Ausgleich des durch die Tat entstandenen 

Schadens; Zahlung eines Geldbetrags zugunsten einer gemeinnützigen Institution oder 

an die Staatskasse; Erbringung sonstiger sozial nützlicher Arbeit; Zahlung einer 

Entschädigung an das Opfer; ernsthafte Bemühungen zur Wiedergutmachung des 

Schadens oder zur Beseitigung der Tatfolgen; Teilnahme an einem sozialen 

Trainingskurs oder Verkehrserziehungsseminar; Durchführung einer psychiatrischen, 

psychotherapeutischen oder sozialtherapeutischen Behandlung). Die Frist zur Erfüllung 

dieser Auflagen wird dabei festgelegt. 
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Der Gesetzgeber gibt dem Beschuldigten damit die Möglichkeit, durch aktive 

Wiedergutmachung der Tatfolgen und Wiederherstellung des Rechtsfriedens den 

strafrechtlichen Konflikt zu lösen. Erfüllt der Beschuldigte die Auflagen, stellt die 

Staatsanwaltschaft das Verfahren ein; kommt er ihnen nicht nach, werden die 

Ermittlungen im regulären Verfahren fortgeführt. Die Möglichkeit der Einstellung ist 

zudem auch im gerichtlichen Verfahren vorgesehen. Nach Erhebung der öffentlichen 

Klage kann das Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten 

das Verfahren vorläufig bis zum Abschluss der Hauptverhandlung einstellen und 

gleichzeitig Auflagen oder Weisungen erteilen. In der Praxis erfolgt die Einstellung 

jedoch überwiegend im Ermittlungsverfahren [4, 38–39; 5, 67]. 

Die Besonderheit des § 153a StPO besteht darin, dass er den Verzicht auf die 

Strafverfolgung ermöglicht; zudem erfolgt keine strafrechtliche Verfolgung mit dem 

Ziel der Verhängung einer Strafe, da dem Beschuldigten eine alternative Belastung 

auferlegt wird, die die Anordnung einer Straf- oder Maßregelvollstreckung entbehrlich 

macht. Die Auferlegung von Maßnahmen, die einer strafrechtlichen Sanktion ähneln, 

steht im Zusammenhang mit der Einschränkung des Legalitätsprinzips gemäß § 153a 

StPO. Folglich ist der Verzicht auf die Weiterführung des Strafverfahrens und die 

anschließende gerichtliche Entscheidung mit der Auferlegung solcher strafähnlichen 

Maßnahmen verknüpft. 

Mit der Einführung des § 153a StPO versuchte der deutsche Gesetzgeber eine 

Erhöhung der Strafen für geringfügige Straftaten zu vermeiden, indem ein Teil dieser 

Delikte als Vergehen eingestuft wurde. Zudem sollte ein schnelleres Strafverfahren 

ermöglicht werden, indem die Behandlung geringfügiger Delikte vereinfacht wurde, 

sodass mehr Zeit und Ressourcen für effektivere Ermittlungen bei mittleren und 

schwerwiegenden Straftaten zur Verfügung stehen [3, 923]. 

Der in § 153a StPO vorgesehene Mechanismus sollte ein flexibles und 

praxisorientiertes Instrument der Kriminalpolitik darstellen, das eine angemessene 

Reaktion auf Bagatelldelikte erlaubt. Da das deutsche Strafrecht weiterhin häufig 

vorkommende, typische Bagatelldelikte wie Ladendiebstahl und Betrug umfasst, konnte 

der Gesetzgeber keine alternative materiellrechtliche Lösung anbieten. Um 

strafrechtliche Sanktionen in solchen Fällen sowie reguläre Hauptverhandlungen zur 

Feststellung und zum Beweis der Schuld zu vermeiden, wurde eine sogenannte 

verfahrensrechtliche Lösung geschaffen. Der Gesetzgeber hielt diese Lösung für 

sinnvoller, da sie in der Praxis mehr Spielraum bei der Entscheidung über geringfügige 

Delikte (Vergehen) bietet und damit im Rahmen des Gesetzes die starre Grenze 

zwischen Verbrechen und Vergehen aufweicht. 

Die Regelung des § 153a StPO betrifft geringfügige Straftaten, deren 

Strafverfolgung wegen Geringfügigkeit nicht nach § 153 StPO eingestellt werden kann. 

Der Bundesgerichtshof sieht in § 153a StPO eine neue Form der Verfahrenseinstellung, 

die kein traditionelles Strafverfahren erfordert, jedoch die Zustimmung des 

Beschuldigten voraussetzt, wodurch der Prozess legitimiert wird. Gleichzeitig stellt § 
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153a StPO eine Ausnahme vom zentralen Grundsatz des deutschen Strafverfahrens – 

dem Prinzip der materiellen Wahrheit – dar, da der Verzicht auf Strafverfolgung nicht 

durch ein Urteil, sondern durch eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft erfolgt. Trotz 

der Kritik findet § 153a StPO in der Praxis breite Anwendung – nicht nur bei 

geringfügigen Alltagsdelikten, sondern auch in großen und komplexen Verfahren mit 

erheblichem Schadensumfang oder politischer Bedeutung [6, 439]. Ein Beispiel hierfür 

ist der ehemalige Bundeskanzler Helmut Kohl, gegen den ein Ermittlungsverfahren 

wegen Untreue nach § 153a StPO eingestellt wurde [7, 426]. Besonders häufig wird § 

153a StPO bei Vermögens-, Verkehrs-, Steuer- und Umweltstraftaten sowie bei 

Wirtschaftsstraftaten angewendet, wo Einigungen zwischen den Beteiligten regelmäßig 

vorkommen. 

Somit stellt § 153a StPO ein Instrument der Entkriminalisierung dar, da das 

Strafrecht als «ultima ratio», das heißt als letztes Mittel, verstanden wird und nur dann 

zum Einsatz kommen soll, wenn mildere Maßnahmen nicht ausreichen. Dadurch kann 

– wie der Bundesgerichtshof betont – insbesondere in Grenzfällen eine formale 

Verurteilung und ein Eintrag ins Strafregister vermieden werden. Die Vorschrift 

reduziert zudem die Belastung der Justiz, da die Einstellung regelmäßig im Vorverfahren 

erfolgt. Dies fördert eine effektivere Justiz insbesondere dann, wenn ein reguläres 

Strafverfahren erforderlich ist oder eine Kooperation zwischen den Beteiligten fehlt. 

Darüber hinaus stärkt § 153a StPO die Stellung des Opfers, da erweiterte 

Kompensationsmöglichkeiten und ein breiterer Katalog an Auflagen und Weisungen 

eine Berücksichtigung individueller Opferinteressen erlauben [5, 82]. 
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